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Wie die Liberalen versuchen, sich neu zu sortieren
In Nordrhein-Westfalen bekommt
der wiedergewählte Landeschef
Henning Höne Rückenwind mit ei-
nem guten Ergebnis

Duisburg/Ingolstadt Die FDP ist noch
lange nicht da, wo sie sein will: zurück
im Bundes- und in allen Landtagen. Im
Ringen um parlamentarische An-
schlussverwendungen sortieren sich die
Liberalen gerade neu. Das kann auch
gehörig schief gehen, wie der Landes-
parteitag in Ingolstadt zeigte.

Die bayerische FDP hat dort nach ei-
ner in der Parteigeschichte noch nicht
vorgekommenen Panne einen neuen
Landesvorsitzenden gewählt. Bei der
Abstimmung setzte sich am Samstag der
frühere Landtagsabgeordnete Matthias
Fischbach durch – das Parteitagspräsi-
dium allerdings hatte zuvor bereits den
unterlegenen Gegenkandidaten zum

Sieger erklärt. Was war passiert? Fisch-
bach erhielt bei der Stichwahl 206 von
383 Stimmen, Gegenkandidat Moritz
Fingerle 172 Stimmen. Doch bei der
Projektion auf die große Leinwand und
die Computer des Parteitagspräsidiums
stand zunächst Fingerles Name oben.
Der stellvertretende Vorsitzende der
Münchner FDP hatte die Wahl bereits
angenommen und zahlreiche Glück-
wünsche entgegengenommen. Nach
fünf Minuten korrigierte sich das Präsi-
dium, und Fingerle erfuhr wie die eben-
so überraschten Delegierten, dass doch
Fischbach gewonnen hatte.

„Beim Übertragen der Ergebnisse
sind die Namen vertauscht worden“,
sagte die konsternierte Sitzungsleiterin
Katja Hessel. Im ersten Wahlgang hatte
noch Fingerle die meisten Stimmen be-
kommen, sein Name stand dann auch
bei der Verkündung des Stichwahler-
gebnisses irrtümlich oben. „Es gibt Din-
ge, die haben wir nicht nur noch nicht

erlebt, die hätten wir uns auch gar nicht
hätte vorstellen können“, sagte der neue
Landesvorsitzende Fischbach anschlie-
ßend. Das Parteitagspräsidium ent-
schuldigte sich und merkte an, dass es
eine vergleichbare Panne in der Ge-
schichte nicht nur der bayerischen Libe-
ralen, sondern auch der gesamten FDP
mutmaßlich noch nie gegeben habe.

Fischbach will die Partei wieder in den
Landtag führen, in Umfragen liegen die
Liberalen aber weit unter der Fünf-Pro-
zent-Hürde.

Im Kampf um den Bundesvorsitz der
FDP hat der nordrhein-westfälische
Landeschef Henning Höne indes eine
wichtige Hürde genommen. Er geht mit
dem Rückhalt des größten FDP-Landes-
verbandes in die Auseinandersetzung
mit Parteivize Wolfgang Kubicki Ende
Mai. Der 39-Jährige wurde von einem
Parteitag in Duisburg mit knapp 84,5
Prozent zum dritten Mal als Landeschef
gewählt. Er erzielte sein bisher bestes
Ergebnis.

Ein Jahr vor der Landtagswahl im be-
völkerungsstärksten Bundesland NRW
stärkten die knapp 400 Delegierten
Höne mit dem Votum auch den Rücken
für einen schwierigen Wahlkampf. Die
bundesweit in ihrer Existenz bedrohte
FDP muss auch in Nordrhein-Westfalen
um die Rückkehr in den Landtag ban-

gen. Auch in der NRW setzen allerdings
einige auf den wortgewaltigen und pro-
minenten Kubicki als künftigen Bunde-
schef. So war unter den Delegierten zu
hören, dass die FDP in der aktuellen au-
ßerparlamentarischen Opposition ein
bekanntes Gesicht an der Spitze brau-
che, um bundesweit wieder wahrge-
nommen zu werden. Höne erhielt denn
auch nicht die volle Unterstützung der
Delegierten: Er bekam 326 Ja-Stimmen
bei 50 Nein-Stimmen und 10 Enthaltun-
gen.

Kubicki strebt im Fall seiner Wahl
zum Vorsitzenden beim Bundespartei-
tag am letzten Mai-Wochenende wieder
Bundestagswahlergebnisse über zehn
Prozent der Stimmen für die Liberalen
an. „Zunächst schwebt mir vor, die FDP
nach einem Jahr bitterböser Bedeu-
tungslosigkeit wieder in die Nähe von
fünf Prozent zu heben“ – und dann da-
rüber, sagte Kubicki der Welt am Sonn-
tag. (dpa, AZ)

Henning Höne (FDP), Vorsitzender der FDP in
Nordrhein-Westfalen. F O T O :  C .  R E I C H W E I N ,  D P A

Nachrichten

Kassen warnen vor
Einfluss der Verbände
Berlin Die gesetzlichen Kranken-
kassen warnen vor einer Verwäs-
serung der geplanten Gesund-
heitsreform. „Es ist nicht nach-
vollziehbar, wie jetzt die ver-
schiedenen Verbände der Ärzte-
schaft, der Krankenhäuser und
der Pharmaindustrie Horrorsze-
narien an die Wand malen und
sogar den Patientinnen und Pa-
tienten mit einer schlechteren
Versorgung drohen, um ihren ei-
genen Reformbeitrag möglichst
zu minimieren“, sagte der Vor-
standsvorsitzende des GKV-
Spitzenverbandes, Oliver Blatt.
„Jetzt geht es darum, zu verhin-
dern, dass sich unter dem enor-
men Druck der diversen Interes-
senverbände im Gesetzgebungs-
prozess die Belastungen hin zu
den Versicherten verschieben“,
betonte Blatt. (dpa)

Dobrindt sieht keinen
erhöhten Migrationsdruck
Berlin Bundesinnenminister Ale-
xander Dobrindt (CSU) erwartet
aufgrund des Iran-Kriegs vorerst
keine höhere Migration nach
Europa. „Aktuell sehen wir kei-
nen erhöhten Migrationsdruck“,
sagte Dobrindt. Vorsorgemaß-
nahmen würden aber auf euro-
päischer Ebene vorbereitet. Eine
Verlängerung der Binnengrenz-
kontrollen ab September hält
Dobrindt sich offen. „Die Frage
der Verlängerung der Grenzkon-
trollen hängt nicht ausschließ-
lich von der Situation in
Deutschland ab“, sagte der Bun-
desinnenminister. (dpa)

Hält sich eine Verlängerung der
Grenzkontrollen offen: Alexander
Dobrindt (CSU). F O T O :  C .  K O A L L ,  D P A

„Correctiv“ geht gegen
Urteil in Berufung
Berlin Der Streit über die Bericht-
erstattung der Rechercheplatt-
form Correctiv zum sogenannten
Potsdamer Treffen geht weiter.
Hintergrund ist die Veröffentli-
chung eines Urteils des Landge-
richts Berlin, vor dem die AfD-
Bundestagsabgeordnete Gerrit
Huy erfolgreich gegen Äußerun-
gen geklagt hatte. Correctiv hat
dagegen Berufung eingelegt.
„Die Bewertung der Pressekam-
mer verharmlost den rechtsex-
tremen Gehalt des in Potsdam
vorgestellten Konzeptes von
Martin Sellner“, sagte Chefre-
dakteur Justus von Daniels. Die
Rechercheplattform wehrt sich
mit der Berufung dagegen, zwei
Aussagen aus der Recherche
„Geheimplan gegen Deutsch-
land“ nicht mehr veröffentlichen
zu dürfen. (dpa)

Tankrabatt soll zum 1. Mai greifen
➤ Thorsten Frei ist die rechte Hand von Kanzler Merz
➤ Was er über den 1000-Euro-Bonus für Beamte denkt
➤ Und wie es mit den Sozialreformen weitergeht

Herr Frei, als Kanzleramtsminister gehört
es zu Ihren Aufgaben, das Kabinett zusam-
menzuhalten. Wer ist denn da schwieriger
unter Kontrolle zu bringen: Herr Klingbeil
oder Frau Reiche?
Thorsten Frei: (lacht) Wir haben im Ka-
binett eine sehr gute und angenehme
Atmosphäre.

Es gab ja zuletzt schon ein paar Äußerun-
gen, die nicht allzu harmonisch klangen …
Frei: Solche Phasen gibt es immer mal
wieder. Das gibt es übrigens auch in un-
terschiedlichen Rollen. Also hier bei uns
im Kanzleramt gibt es eine Sozialabtei-
lung und eine Wirtschaftsabteilung. Die
sind nicht immer einer Meinung. Weil
allein schon die Aufgaben unterschied-
liche Perspektiven mit sich bringen.
Und natürlich gehört es zu den Aufga-
ben einer Wirtschaftsministerin, immer
wieder auch auf die Grundprinzipien
der sozialen Marktwirtschaft zu pochen,
so wie andere Fachpolitiker die Interes-
sen ihres jeweiligen Geschäftsbereichs
ebenfalls im Blick haben. Entscheidend
ist die Kompromissfähigkeit.

Sie haben sich gegen den Kostenschock
an den Tankstellen auf eine Absenkung
der Energiesteuer und eine 1000-Euro-
Prämie für Arbeitnehmer geeinigt. Vor al-
lem an letzterer üben Unternehmerver-
bände harte Kritik mit dem Argument, da-
mit würde die Entlastung auf die Betriebe
abgewälzt.
Frei: Unternehmen können diese Mög-
lichkeit nutzen, müssen es aber nicht.
Wir versuchen, die Rahmenbedingun-
gen so auszugestalten, dass sie mög-
lichst viel Freiheit in der Ausgestaltung
haben. Im Übrigen können die Unter-
nehmen, die sich für die Auszahlung der
Prämie entscheiden, diese als Betriebs-
kosten steuerlich geltend machen.

Sollten auch Beamte und Angestellte im öf-
fentlichen Dienst den Bonus bekommen?
Frei: Wir können diese Frage nur für die
Bundesbeamten und -bediensteten be-
antworten. Für den Rest tun das die
Länder und Kommunen. Grundsätzlich
gilt: Wir als Staat agieren mit dem Geld
der Steuerzahlerinnen und Steuerzah-
ler. Insofern wäre ich da sehr zurückhal-
tend.

Auch in der Unionsfraktion kam die Maß-
nahme nicht überall gut an. Steht denn die
Mehrheit?
Frei: Ja, da bin ich sehr zuversichtlich.
Aber in der Tat, natürlich haben wir
auch in der Fraktion differenziert über
diese Dinge gesprochen. Man kann si-
cherlich mit guten Gründen auch ande-
re Positionen vertreten. Aber wir müs-
sen zu Ergebnissen kommen. Und des-
wegen muss man auch in der Lage sein,
Kompromisse einzugehen. Und ich fin-
de, dass uns da eine gute Einigung ge-
lungen ist. Wir werden in einem schnel-
len Verfahren dafür sorgen, dass die Ab-
senkung der Mineralölsteuer zum 1.
Mai wirken kann.

Wie verhindert man, dass die Mineralöl-
konzerne den Tankrabatt als Gewinne ein-
streichen?
Frei: Ich bin überzeugt, dass unser Ent-
lastungsweg auch deshalb trägt, da wir
parallel eine weitere Novellierung des
Kartellrechts auf den Weg bringen wer-
den. Wir werden dieses Schwert schär-
fen und auch die Transparenzanforde-
rungen deutlich verbessern.

Zu Ihren Aufgaben als Kanzleramtsminis-
ter kommt gerade noch eine zentrale Zu-
ständigkeit hinzu: Zusammen mit dem Fi-
nanzstaatssekretär Björn Böhning von der
SPD und CSU-Innenminister Alexander

Dobrindt müssen Sie in vertraulichen Run-
den den mehrmals angekündigten Reform-
aufschlag vorbereiten. Wie groß ist der
Druck, der da auf Ihnen lastet?
Frei: Der Druck ergibt sich weniger aus
politischen Prozessen, sondern vor al-
lem daraus, dass wir außen- und innen-
politisch in ganz besonders herausfor-
dernden Umständen leben.

Inwiefern?
Frei: Es ist klar, dass eine alternde Ge-
sellschaft wie die unsrige, die seit 2019
kumuliert kein Wachstum erwirtschaf-
tet hat, nicht unverändert einfach so
weitermachen kann, sondern sparen
und priorisieren muss. Ohne Wirt-
schaftswachstum können wir unsere
Sozialsysteme in der heutigen Form
nicht finanzieren. Und da wir jetzt schon
sehr lange in einer Stagnationsphase
sind, ist es umso wichtiger, dass wir die
Wende schaffen und die Wettbewerbs-
fähigkeit des Wirtschaftsstandortes
grundlegend verbessern. Und das sorgt
natürlich schon für einen gewissen Er-
folgsdruck.

Sie haben die alternde Gesellschaft ange-
sprochen. Wie lässt sich das abfedern?
Das Renteneintrittsalter an die Lebensar-
beitszeit koppeln?
Frei: Man muss an ganz vielen Stell-
schrauben drehen. Aus meiner Sicht ist
dabei auch eine Selbstverständlichkeit,

dass sich die Lebensarbeitszeit ein Stück
weit an der durchschnittlichen Lebens-
erwartung orientieren muss. Sollte die
steigen, dann muss davon auch ein ge-
wisser Anteil Mehrarbeit dabei sein. Da-
ran führt meines Erachtens kein Weg
vorbei. Denn es wäre illusorisch zu glau-
ben, wir könnten in Wohlstand leben
und müssten dafür nicht arbeiten.

Ist auch die Migration ein Mittel, um dage-
genzuwirken?
Frei: Natürlich ist es ein Problem, dass
die Jahrgänge seit vielen Jahren fast nur
noch halb so groß sind wie die früheren.
Und darauf muss man Antworten fin-
den. Dazu gehört auch eine zielgerichtet
gesteuerte Migrationspolitik, die dafür
sorgt, dass wir für qualifizierte Men-
schen, die hier bei uns leben und arbei-
ten möchten, attraktive Rahmenbedin-
gungen bieten. Ein weiteres Beispiel ist
die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf. Es wäre falsch, zu glauben, dass eine
ausreichend hohe jährliche Zuwande-
rung unsere Probleme lösen würde.

Konkret angekündigt ist neben der Ge-
sundheitsreform die Steuerreform, mit der
kleine und mittlere Einkommen zum
nächsten Jahr entlastet werden sollen.
Wie wollen Sie das finanzieren? Die SPD
schlägt einen höheren Spitzensteuersatz
vor.
Frei: Ich glaube nicht, dass wir primär
ein Einnahmeproblem haben. Man darf
nicht übersehen, dass wir in diesem Jahr
gesamtstaatlich mutmaßlich das erste
Mal mehr als eine Billion Euro Steuer-
einnahmen haben werden. Deshalb
wäre das nicht unsere Prämisse. Aber es
wäre auch nicht klug, Verhandlungen
und Gespräche damit zu eröffnen, dass
man erklärt, was alles nicht geht. Das gilt
wechselseitig. Deswegen sind wir gut
beraten, nüchtern an die Dinge heran-
zugehen.

I N T E R V I E W :  G Ü N T E R  A C K E R M A N N ,
J O N A T H A N  L I N D E N M A I E R  U N D
A N G E L I K A  W O H L F R O M

Wie geht es mit der Preisentwicklung an den Tankstellen weiter? Die Regierung verspricht baldige Entlastung. F O T O :  S V E N  S I M O N

Zur Person
Thorsten Frei, 59,
ist studierter Jurist.
Seine politische Kar-
riere startete er als
Gemeinderat in Bad
Säckingen (Lkr. Wald-
shut. Im Jahr 2004
wurde er zum Bürger-

meister Donaueschingens gewählt. Frei
gehört dem Bundestag seit 2012 ab.
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